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Antrag der  Fraktionen  der  SPD,  der  CDU,  Bündnis  90/Die  Grünen,  Die  Linke  und
der FDP

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Behandlung von Petitionen durch die
Bremische Bürgerschaft

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen:

Artikel 1

Das Gesetz über die Behandlung von Petitionen durch die Bremische Bürgerschaft
vom 18. Februar 1992 (Brem.GBl. S. 31), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni
1998 (Brem.GBl. S. 179) wird wie folgt geändert:

Nach § 1 Abs. 1 wird folgender Absatz 1 a eingefügt:

„Petitionen müssen in jedem Fall den Antragsteller erkennen lassen. Die Schriftform
kann durch die elektronische Form ersetzt werden. Bei elektronisch übermittelten
Petitionen ist die Schriftlichkeit gewahrt, wenn der Urheber sowie dessen Postanschrift
ersichtlich sind und das im Internet zur Verfügung gestellte Formular verwendet und
vollständig ausgefüllt wird.“

Artikel 2

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

Begründung:

Nach der gegenwärtigen Rechtslage müssen Petitionen schriftlich eingereicht wer-
den. Das erfordert zumindest die eigenhändige Unterschrift. Dementsprechend kön-
nen gegenwärtig Petitionen, die per E-Mail beim Petitionsausschuss eingereicht wer-
den, nicht bearbeitet werden.

Um das Verfahren zu erleichtern und so ein möglichst niedrigschwelliges Angebot zu
gewährleisten, soll die so genannte Online-Petition eingeführt werden. Dieses Verfah-
ren wird seit geraumer Zeit im Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages ange-
wandt. Auch die Petitionsausschüsse des bayerischen, des nordrhein-westfälischen und
des thüringerischen Landtages lassen mittlerweile eine Online-Petition zu.

Zum Schutz vor unerwünschten Spam-Mails werden entsprechende Sicherungsvor-
kehrungen technischer Art installiert. Außerdem müssen die Petentinnen und Peten-
ten elektronischer Petitionen das im Internet zur Verfügung gestellte Formular benut-
zen. Dieses sieht bestimmte Angaben zwingend vor, um die Ernsthaftigkeit des An-
liegens zu dokumentieren. Anderenfalls ist eine Online-Petition nicht anzunehmen.
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